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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Günther Maleuda, Eva-Maria Bulling-Schröter, Dr. Christa Luft, 
Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 


Privatisierung von Wald in Naturschutzgebieten 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

in der „Verordnung über den Erwerb land- und forstwirtschaft- 
licher Flächen das Verfahren sowie den Beirat nach dem Aus- 
gleichsleistungsgesetz " (Flächenerwerbsverordnung) zur Um- 
setzung des „Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetzes" 
(EALG) vom 27. September 1994 Regelungen zu treffen, durch die 
die Flächen in vorhandenen und geplanten Naturschutzgebieten 
vom Verkauf ausgeschlossen werden. 

Bonn, den 3. November 1995 

Dr. Günther Maleuda 
Eva-Maria Bulling-Schröter 
Dr. Christa Luft 
Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

Zu den Verdiensten der letzten DDR-Regierung gehört es, daß sie 
mit der Festsetzung großer Schutzgebiete (Biosphärenreservate, 
Nationalparks, Naturparks usw.) einen entscheidenden Schritt 
zum Umweltschutz geleistet hat. Trotz vieler Umweltsünden in der 
DDR verfügt Ostdeutschland über große Gebiete mit unberührter 
Natur, seltenen Tieren und Pflanzen. 

Eine Besonderheit in Ostdeutschland ist das weitgehende Staats- 
eigentum an den Flächen in den Schutzgebieten. Die Einhaltung 
der Bestimmungen des Bundesnaturschutzgesetzes beinhaltet 
wesentliche Einschränkungen für die wirtschaftliche Nutzung von 
Flächen in Schutzgebieten. Privateigentümer müssen für die Wirt- 
schaftserschwernisse entschädigt werden. Darüber sind mit den 
Privateigentümern entsprechende Verträge abzuschließen. 
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Die Ermittlung der Entschädigungsleistung ist ein sehr strittiges, 
Thema. Die Positionen schwanken zwischen der Auffassung, daß 
nach dem Gemeinwohlgebot des Artikels 14 des Grundgesetzes 
eine Entschädigung nicht erforderlich ist, und dem Standpunkt, 
daß der Preis einer Sache von der Knappheit der Güter abhängt. 
Je knapper sauberes Grundwasser ist, um so höher müßte die Ent- 
schädigung für die Einhaltung von Wasserschutzmaßnahmen sein. 

Schließlich gewinnt die Meinung an Boden, daß Naturgüter ge- 
nerell nicht der Vermarktung unterworfen werden dürfen und als 
Gemeingut zu nutzen sind. Aus diesen Gründen haben einige Lan- 
desregierungen in den alten Bundesländern schon seit längerem 
in ihren Landeshaushalten Mittel eingeplant, um Privatflächen, die 
in Naturschutzgebieten liegen, aufzukaufen. 

Das kommunale bzw. Landeseigentum an Grund und Boden hat 
vor allem den Vorteil, daß über die Art und Weise der Flächen- 
nutzung ein demokratisches Entscheidungsverfahren möglich ist. 
Zugleich vereinfacht sich die Kontrolle über die Einhaltung be- 
schlossener Nutzungsbestimmungen, und ein geringerer büro- 
kratischer Aufwand ist notwendig. 

Aus diesen Gründen sollten die in Gemeineigentum befindlichen 
Flächen, die unter das Entschädigungs- und Ausgleichsleistungs- 
gesetz fallen, nicht privatisiert werden. 
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